
URTEIL VOM 12. 2. 1998 — RECHTSSACHE C-144/97 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Sechste Kammer) 

12. Februar 1998 * 

In der Rechtssache C-144/97 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch den Juristischen 
Hauptberater Richard Wainwright und Jean-Francis Pasquier, zum Juristischen 
Dienst abgeordneter nationaler Beamter, als Bevollmächtigte, Zustellungs­
bevollmächtigter: Carlos Gómez de la Cruz, Juristischer Dienst, Centre Wagner, 
Luxemburg-Kirchberg, 

Klägerin, 

gegen 

Französische Republik, vertreten durch Kareen Rispal-Bellanger, Abteilungs­
leiterin in der Direktion für Rechtsfragen des Ministeriums für Auswärtige Ange­
legenheiten, und Frédéric Pascal, Attaché der Zentralverwaltung in derselben 
Direktion, als Bevollmächtigte, Zustellungsanschrift: Französische Botschaft, 
8 B, boulevard Joseph II, Luxemburg, 

Beklagte, 

wegen Feststellung, daß die Französische Republik gegen ihre Verpflichtungen aus 
der Richtlinie 92/74/EWG des Rates vom 22. September 1992 zur Erweiterung des 
Anwendungsbereichs der Richtlinie 81/851/EWG zur Angleichung der Rechts­
und Verwaltungsvorschriften über Tierarzneimittel und zur Festlegung zusätzli­
cher Vorschriften für homöopathische Tierarzneimittel (ABl. L 297, S. 12) versto-

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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ßen hat, indem sie nicht die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
erlassen hat, um dieser Richtlinie nachzukommen, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Sechste Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten H. Ragnemalm sowie der Richter 
G. F. Mancini, J. L. Murray (Berichterstatter), G. Hirsch und K. M. Ioannou, 

Generalanwalt: G. Cosmas 
Kanzler: R. Grass 

aufgrund des Berichts des Berichterstatters, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 
6. November 1997, 

folgendes 

Urteil 

1 Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat mit Klageschrift, die am 
16. April 1997 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß Arti­
kel 169 EG-Vertrag Klage erhoben auf Feststellung, daß die Französische Republik 
gegen ihre Verpflichtungen aus der Richtlinie 92/74/EWG des Rates vom 22. Sep­
tember 1992 zur Erweiterung des Anwendungsbereichs der Richtlinie 
81/851/EWG zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über 
Tierarzneimittel und zur Festlegung zusätzlicher Vorschriften für homöopathische 
Tierarzneimittel (ABl. L 297, S. 12; im folgenden: Richtlinie) verstoßen hat, indem 
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sie nicht die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen hat, um 
dieser Richtlinie nachzukommen. 

2 Die Richtlinie sieht in Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1 vor, daß die Mitglied­
staaten die Maßnahmen treffen, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie späte­
stens am 31. Dezember 1993 nachzukommen, und die Kommission unverzüglich 
davon in Kenntnis setzen. 

3 Da die Kommission keine Mitteilung über die nationalen Vorschriften zur 
Umsetzung der Richtlinie erhalten hatte und auch nicht über andere Informatio­
nen verfügte, aus denen sich ergeben hätte, daß die Französische Republik ihre 
Verpflichtungen erfüllt hatte, forderte sie die französische Regierung mit Schreiben 
vom 10. Februar 1994 auf, sich binnen zwei Monaten zu äußern. 

4 Da die Kommission auf dieses Mahnschreiben keine Antwort erhielt, richtete sie 
am 4. März 1996 eine mit Gründen versehene Stellungnahme an die Französische 
Republik, in der sie die in dem Mahnschreiben enthaltenen Ausführungen wieder­
holte. Sie forderte die Französische Republik auf, binnen zwei Monaten nach 
Bekanntgabe der Stellungnahme alle Vorschriften zu erlassen, um der Stellung­
nahme nachzukommen. 

5 In Beantwortung der mit Gründen versehenen Stellungnahme verwiesen die fran­
zösischen Behörden darauf, daß ein Gesetzesentwurf und der Entwurf eines nach 
Stellungnahme des Staatsrats erlassenen Dekrets zur Umsetzung der Richtlinie 
92/74 vorbereitet worden seien. 

6 Da die Kommission keine Mitteilung erhalten hatte, daß das Verfahren zur Verab­
schiedung dieser Entwürfe abgeschlossen worden war, hat sie die vorliegende 
Klage erhoben. 
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7 Die Französische Republik macht zu ihrer Verteidigung geltend, ein Gesetzes­
entwurf und der Entwurf eines Dekrets zur Umsetzung der Richtlinie seien aus­
gearbeitet worden. Sie fügt hinzu, der Gesetzesentwurf habe aufgrund des Dekrets 
vom 21. April 1997, durch das der Präsident der Französischen Republik die Auf­
lösung der Nationalversammlung beschlossen habe, dem Parlament nicht zur 
Abstimmung vorgelegt werden können. 

8 Nach ständiger Rechtsprechung kann sich ein Mitgliedstaat jedoch nicht auf 
Bestimmungen, Übungen oder Umstände seiner internen Rechtsordnung berufen, 
um die Nichteinhaltung der in einer Richtlinie festgelegten Verpflichtungen und 
Fristen zu rechtfertigen (vgl. insbesondere Urteil vom 2. Oktober 1997 in der 
Rechtssache C-208/96, Kommission/Belgien, Slg. 1997, 1-5375, Randnr. 9). 

9 Da die Umsetzung der Richtlinie nicht innerhalb der in ihr festgesetzten Frist 
erfolgt ist, ist die Klage der Kommission begründet. 

10 Somit ist festzustellen, daß die Französische Republik dadurch gegen ihre Ver­
pflichtungen aus Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Richtlinie verstoßen hat, 
indem sie nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist die erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften erlassen hat, um der Richtlinie nachzukommen. 

Kosten 

1 1 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur Tra­
gung der Kosten zu verurteilen. Da die Französische Republik mit ihrem Vorbrin­
gen unterlegen ist, sind ihr die Kosten aufzuerlegen. 

I-619 



URTEIL VOM 12. 2. 1998 — RECHTSSACHE C-144/97 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Sechste Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1. Die Französische Republik hat gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 10 
Absatz 1 Unterabsatz 1 der Richtlinie 92/74/EWG des Rates vom 22. Sep­
tember 1992 zur Erweiterung des Anwendungsbereichs der Richtlinie 
81/851/EWG zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über Tierarzneimittel und zur Festlegung zusätzlicher Vorschriften für 
homöopathische Tierarzneimittel verstoßen, indem sie nicht innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften erlassen hat, um dieser Richtlinie nachzukommen. 

2. Die Französische Republik trägt die Kosten des Verfahrens. 

Ragnemalm Mancini Murray 

Hirsch Ioannou 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 12. Februar 1998. 

Der Kanzler 

R. Grass 

Der Präsident der Sechsten Kammer 

H. Ragnemalm 
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